
THEMA 

Für jedes Problem ein Modellprojekt 
oder ein Sonderprogramm 
Oder : Wie man eine überfäll ige Bildungs­

reform vermeidet 

• Vor dem Hintergrund der sich verschärfen-

den Lage auf dem Ausbildungs- und Arbeits-

marktentstehen eine Vielzahl neuer "Einglie-

derungsmodelle", die häufig mit hoher sozial-

pädagogischer Intensität und/oder Anreizen 

für die Unternehmen und in Kooperation mit 

den lokal relevanten Akteuren versuchen, jun-

gen Menschen die Eingliederung in das 

Expansion kompensatorischer 
Bildungsgänge und Modelle 

Grundsätzlich gil t, dass voll zeitschu lische berufliche Bil ­

dungsgänge im deutschen System beruflicher Bi ldung eine 

led ig lich ergänzende Funktion haben sollen, nämlich im­

mer dann , wenn es keine adäquate Berufsausbildung nach 

BBiG/HWO gibt oder sich ein spezifischer regionaler Be­

darf am Arbeitsmarkt herausgebi ldet hat. 

Vor dem Hintergrund der schwierigen Situation auf dem 

betri eblichen Ausbildungsmarkt sind aber in den letzten 

Jahren an den Schulen eine Vielzahl neuer beruflicher Bi! -

Beschäftigungssystem zu ermöglichen. Die dungsgängemit voll qua lifi zierenden Abschlüssen nach 
Landesrecht entstanden, etwa die sog. Assistentenberufe. 

Angebote beruflicher Erstausbildung expan- Außerdem wurde die Kapazität berufsvorbereitender Bil -

dieren außerhalb von Betrieben in den letzten dungsgänge an den Schulen erheblich erweitert. 
Leider steht der erheblichen Ausweitung vorbereitender 

Jahren erheblich, während zugleich der oder ausbildungskompensatorischer schu lischer Maßnah-

Bereich betrieblicher Ausbildung im dualen 

System schrumpft. 

Am Beispiel eines neuen Bundeslandes wer-

den einige bildungspolitische Konsequenzen 

dieser Entwicklung erörtert und daraus 

Reformnotwendigkeiten für das Bildungssy-

stem abgeleitet. 

/LSE R. SCHUR 

Verein zur Förderung von Bildung, Arbeit 

und sozialer Teilhabe (BAST) e. V, Potsdam 
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men keine entsprechende Entlastung am betrieblichen Aus­

bildungsmarkt gegenüber, da sich etwa 70 Prozent der Ab­

solventen beruflicher Vollze itschulen in den alten und ca. 

80 Prozent in den neuen Ländern anschließend um einen 

Ausbildungspla tz im dualen System bewerben . In einem 

Positionspapier bezeichnet die Kultusministerkonferen z 

dies als "bildungsökonomisch und bildungspolitisch glei­

chermaßen unvernünftig" '. 

Die Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit (BA) für Be­

nachteilig te haben inzwischen den Umfang eines "Bil­

dungssektors eigener Art" neben den schulischen Bil­

dungsgängen und neben der betrieblichen Ausbildung im 

dua len System erreicht. 

Zahlenmäßig ist di e Entwicklung in den letzten J ahren 

kaum noch nachzuvollziehen , weil die BA mit der Neuord ­

nung der berufsvorbereitenden Maßnahmen im Jahre 1996 

(Runderlass 42/96) auch die Statistik umgestell t hat. 

Im Jahre 1997 haben bundesweit 110.523 Jugendliche eine 

berufsvorbereitende Maßnahme in insgesamt sieben ver ­

schiedenen Maßnahmetypen der BA begonnen, darunter 

23.610 in den ostdeutschen Ländern.2 Aus der Gegenüber-



stellung mit der sog. Einmündungsstatistik der BA mit 

Stand September 1997 3
, wonach bundesweit für das Aus­

bildungsj ahr 1997/ 98 insgesamt 404 .324 Jugendli che in 

betriebliche Ausbildungsstellen eingemündet waren , ergibt 
sich, dass etwajeder 4. Jugendliche vor Beginn einer Aus­

bildung an einer berufsvorbereitenden Maßnahme der BA 

teilnimmt. Unter Berücksichtigung auch der berufsvorbe­

reitend en Bildungsgänge an den Schulen (1996 : rund 

65 .200 Teilnehmer} wäre das Verhältnis etwa 1:2. 

Anges ichts der Größenverhältnisse lässt sich die Behaup­

tung, es handle sich in j edem Fall um Jugendliche, die aus 

individuellen Gründen ausbildungsungeeignet (lernbeein­

trächtigt und/ oder sozial benachteilig t) sind , kaum auf­

rechterhal ten, vielmehr muss der hohe Anteil der aus dem 

Bildungssystem Ausgegliederten auch als konstituierendes 

Merkmal eben dieses Systems verstanden werden. In den 

Fällen gegebener individueller Beeinträchtigungen stellt 

sich außerdem die Frage , ob die Verlängerung der Ausbil ­

dung auf 4 bis 4 112 Jahre den Jugendlichen tatsächlich 

zu einer Eingliederung in das Beschäftigungssystem ver­

hilft oder ob damit in vielen Fällen nicht nur Maßnahme­

karrieren produziert werden. 

Mit dem von der neuen Bundesregierung verabschiedeten 

100.000-Plätze-Programm für arbe itslose junge Menschen 

ha t sich das Arbeitsfeld der Bundesansta lt für Arbeit in 

diesem Bereich noch erheblich erweitert, zumal nach Er ­

hebungen des EMNID-Instituts und des Bundesinstituts für 

Berufsbildung (BIBB) im Jahre 1995 in den alten Bundes­

ländern etwa 14 Prozent der jungen Erwachsenen im Alter 

von 20 bis unter 25 Jahren ohne formalen Berufsabschluss 

und häufig auch ohne Hauptschulabschluss waren ; in den 

neuen Bundesländern betrug der Anteil rd . neun Prozent. ' 

Inzwischen dürfte der An teil an den entsprechenden 

Altersj ahrgängen weiter gestiegen sein. 

Bewältigungsformen der 
Ausbildungskrise in Brandenburg 

In Brandenburg wird als einzigem deutschem Bundesland 

an den Schulen kein Berufsvorbereitungsj ahr angeboten. 

Eine sachlich-inhaltliche Überlegung könnte sein , dass di e 

Jugendlichen , die einer individuell ausgerichteten Berufs­
vorbereitung bedürfen, meist zugleich die .. schulmüden " 

Jugendlichen sind , die in Schulen ohne Ausstattung mit 

Lehrwerkstätten oder sonstigem praktisch-anregendem Po­

tential kaum zu motivieren sind. 

Konsequenz ist, dass jährlich zwischen 3.000 und 4.000 

(1997 : 3.400} Schulabgänger in berufsvorbereitende Maß­

nahmen der Bundesanstalt für Arbeit einmünden und etwa 

3.000 (1997: 2.800) in die außerbetriebliche Ausbildung für 
Benachteiligte. 

Auch mit dem Angebot an vollqualifizierenden beruflichen 

Bildungsgä ngen in Berufsfachschulen ist das Land im Ver­

gleich mit den übrigen neuen Bundesländern eher zurück­

haltend. In Brandenburg besuchten 1996 insgesamt 2.963 

Schülerl -innen die Berufsfachschule (1. Schulj ahr 1.851} , 
demgegenüber in Sachsen 10.304 (1. Schuljahr 5.677} und 

in Thüringen 15.366 (1. Schulj ahr 7.087} . Der Anteil der 

Mädchen in diesen Bildungsgängen beträgt im Durch­

schni tt zwischen 80 und 90 Prozent. 5 

Kooperatives Modell hilft 
Ausbildungsstellen schaffen 

Als Bestandteil der j ährlichen Programme zur Schließung 

der Ausbildungsplatzlü cke (Bund -Länder-Sonderpro­

gramme für die neuen Länder} hat Brandenburg aber an 

den Oberstufenzentren (OSZ) des Landes Bildungsgänge 

eingerichtet, die den Erwartungen der Wirtschaft nach ei­

nem Kammerabschluss in einem anerkann ten Ausbil ­

dungsberuf des dualen Systems Rechnung tragen. Im Rah­

men eines sog. Kooperativen Modells werden die Jugend­

lichen im Schülerstatus an den OSZ aufgenommen und zur 

Ableistung des fachprakti schen Teils der Ausbildung an 

überbetriebliche Bildungsstätten der Kammern und son­

stige freie Bildungsträger delegiert, weil die OSZ über eine 

entsprechende Ausstattung mit Lehrwerkstätten nicht ver­

fügen . 

Abbildung 1 Verhältnis zwischen jeweils 100 Bewerbern und dem Angebot 
an betrieblichen Ausbildungsstellen 

alte 
Bundes­

länder 

107 

49 

1994/95 

neue 
Bundes­
länder 

87 

47 
43 

I 
1995/96 1996/97 

Eine vertragliche Vereinbarung zwischen allen Kammern 

des Landes Brandenburg und dem Bildungsministerium 

wurde - nach etwa zweijährigen Verhandlungen - im Au­

gust 1997 unterzeichnet. 
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Seither ist das Kooperative Modell eine wesentliche Kom­

ponente in den j ährlichen Programmen des Landes zur 

Schließung der Ausbildungsplatzlücke (im laufenden Aus­

bildungsjahr 1998/99 knapp 3. 000 Plätze) und entwickelt 

sich zum "Exportartikel " des Landes . Vo n Sachsen-Anhalt 

und Thüringen ist das Modell inzwischen in leicht variier­

ter Form übernommen worden . 

Im Gegensatz zu einer Reihe eher ausgliedernder Maßnah­

men zeichnet sich das aus der Not geborene "Kooperative 

Modell" durch mehrfach integrierende Momente aus. Das 

Modell 

• relativiert - ähnlich wie auch a lle außerbetrieblichen 

Ausbildungen - die einzelbetri eblichen Selektionsmu ­

ster, indem grundsätzlich a lle beim Arbeitsamt als aus­

bildungssuchend gemeldeten Bewerber aufgenommen 

werden, 

• sichert den Jugendlichen die Zulassung zur Prü fung für 

den all seitig begehrten Kammerabschluss, 

• integri ert eine 2-monatige Berufsorientierungsphase in 

die Ausbildung und 

• fördert die Zusammenarbeit zwischen OSZ und Trägern 

der Fac hpraxis (Kooperation der Lernorte). indem es ei­

nen (heilsamen) Zwang zur regionalen Koordination der 

fac hpraktischen Ressourcen zwischen OSZ, Kammern 

und Arbeitsämtern in der Form regionaler Arbeitskreise 

herstellt. 

Die zwe ite wese ntli che Programm-Komponente zur 

Schließung der Ausbildungsplatzlücke im Land Branden­

burg geht auf entsprechende Vorläufer in Sachsen zurück, 

die in Brandenburg in vereinfachter Form seit dem Ausbil­

dungsjahr 1996/97 eingeführ t wurden. Dieses Programm ­

als betriebsnahe Plätze beze ichnet (im laufenden Ausbil ­

dungsj a hr 1998/99 etwa 2. 700 Plätze) - wird von den 

Kammern des Landes präferiert. Dabei geht es darum , dass 

kammernahe Vereine, sog. Ausbildungsringe , die Ausbil­

dungsverträge mit den Jugendlichen abschließen, die staat­

lich fin anzierten (redu zierten) Ausbildungsvergütungen 

und Sozia lversicherungsbeiträge ausreichen , die Jugend -
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Iichen aber zur praktischen Ausbildung in Betriebe vermit­

teln . Der Anreiz fü r die Betri ebe besteht da rin , dass sie 

keine Ausbildungsvergütungen zahlen müssen, a llerdings 

in Brandenburg unter der Voraussetzung , dass sie bereits 

ausbilden und eine nach Betriebsgrößen gestaffelte Anzahl 

von Jugendlichen selbst unter Vertrag nehmen und tarif­

lich bezahlen . 

Nach den bisherigen Erfahru ngen ist dieses Programm nur 

in relativ begrenzten Zahlen realisierbar, da die Angebote 

der Betri ebe und die Ausbi ldungswünsche der Jugend­

lichen nicht immer in Übereinstimmung zu bringen sind . 

Konsequenz der verschiedenen Sonderprogramme fü r die 

Jugendlichen ist, dass es für sie erhebliche Unterschiede im 

materiellen Sta tus in den verschiedenen Ausbildungstypen 

für den gleichen Beruf und Abschluss gibt: 

• betri ebliche Ausbildung im dualen System : durch­

schnittlich 936,- DM/Monat (mit erheblichen Abwei­

chungen in den einzelnen Berufen) im Jahre 1997 in 

den neuen Ländern , 

• betriebsnahe Ausbildung : Start mit 400,- DM/Mona t 

plus Erhöhung um 20,- DM j e Lehrj ahr, 

• Benac hteilig tenausbildu ng der BA: Sta rt mi t 570 ,­

DM/Monat plus Steigerung um 5 Prozent j e Lehrj ahr, 

• Kooperatives Modell: Schülerstatus, d. h. keine Sozial­

versicherung ; elterneinkommensabhängiges BAFöG (Be­

darfssatz 325,- DM/Monat bzw. bei notwendiger aus ­

wärtiger Unterkunft 570 ,- DM) plus 180,- DM Auf­

wandsentschäd igung des Landes für 11 Monate im Jahr, 

• Vo llze itschulische Ausbildung mit BBiG-Abschluss (in 

Brandenburg in den kaufmännischen Berufen möglich): 

Schüler-Status ohne Aufwa ndsentschädigung. 

In berufsvorbereitenden Maßnahmen der Arbeitsämter wird 

in der Regel (elterneinkommensabhängig) Berufausbi l­

dungsbeihilfe gezahlt mit Sonderregelungen in einzelnen 

Programmen, z. B. dem neuen Programm "Arbeit und Qua­

lifizierung" fü r (noch) ni cht ausbildungsgee ignete Jugend­

liche (AQJ). 

Bildungspolitische Konsequenzen 

Durchgängiges Problemlösungsmuster der Ausbildungs­

krise in Deutschl and ist die Ausgliederung junger Men­

schen in eine wachsende Zahl neuer Sondermodelle und -

maßnahmen oder auch in die Schattenwirtschaft und son ­

stige al ternative Nischen in unserer Gesellschaft. Denn ein 

wachsender Anteil junger Menschen wendet sich inzwi ­

schen enttäuscht von j eglichen Integrationsangeboten un­

serer Gesellschaft ab und sucht weder Ausbildungs- noch 

Arbe itsste ll e. Gegenwärtig wird die Zahl der nicht (mehr) 

bei der Bundesanstalt für Arbeit registrierten jungen Men­

schen auf etwa 200.000 geschätzt. 6 



Das erkl är te Ziel der Bundesansta lt ist die Eing liederung 

der jungen Menschen in eine betriebliche Ausbildung im 

dua len System , die a ber wegen der zunehmend en Ver­

knappung des Angebots von immer weniger Jugendlichen 

erreich t werden kann. Hinzu kommen die verschärften 

Konkurrenzbedingungen , die s ich aus dem Zustrom höher 

Qualifizierter (Abiturienten) einerseits und aus wachsenden 

Quali fi ka ti onsanforderungen der Betri ebe andererseits er­

geben. Hauptschüler mit und ohne Abschluss, für die die 

duale Ausb ildung ursprünglich konzipiert wurde , werden 

desha lb zunehmend vom be tri eblichen Ausbildungsmarkt 

verdrängt. 

Die Vielza hl der Sondermaßnahmen und -programme führ t 

zu einer erheblichen lntransparenz der Ausbildungsange­

bote. Den Jugendlichen sind die Unterschiede zwischen 

den verschiedenen Maßnahmetypen und ihre Begründung 

kaum noch zu vermitteln . Entsprechend wac hsen Desori­

entierung und Demotivierung. Hinzu kommt di e tendenzi­

ell e Diskriminierung der Jugendli chen, die s ich in "Maß­

na hme n" befin de n , gegenüber Jugendl ichen in der re­

gulären betriebl ichen Ausbildung im dualen System, und 

zwar nicht nur in ihrem materiellen Status, sondern auch 

im gesell schaftli chen Konsens der .. Wertigkeit" ihrer Aus­

bildung. 

Faktisch s ind drei voneinander isolierte berufliche Bil ­

dungssysteme entsta nden: 

• die betriebliche Ausbildung im dualen System 

• vollze itschulische berufliche Bildungsgänge vorrangig 

fü r Mädchen (schon immer ein strukturell es Defizit des 

dualen Systems) 

• Ausbildungen/Maßnahmen der Bundesanstalt für Arbeit, 

die von freien Bildungsträgern durchgeführ t werden. 

Prima t hat da bei im gesell schaftlichen Bewusstsein in 

Deutschla nd immer noch di e betriebliche Ausbildung in 

einzelbetrieblicher Verantwortung und Verfügungsmacht 

Alle übrigen mi t hohem Aufwand an s taa tlichen Mitteln 

betri ebenen Ausbildungsmaßnahmen gelten letztlich als 

"Ergänzungs- und Ersatzmaßnahmen" des dua len Systems, 

die aber in den neuen Ländern inzwischen etwa 60 Pro­

zent der Gesamtnachfrage nach Ausbildungsplätzen auf­

fangen müssen. 

Wesentli ches Merkmal des so entstandenen Ausbildungs­

systems in Deutschland ist ein hohes Maß an Desintegra­

tion auf mehreren Ebenen: 

• Die allgemein bildenden Schulen delegieren die Aufgabe 

der Berufsorientierung und -Vorbereitung weitgehend an 

die Arbeitsämter und besondere Maßnahmen bzw. Bil ­

dungsgänge. 

• Die bei Schulabgang meist nachzu holende Orientierung 

und Berufsvorbereitung ist einseitig an betrieblichen 

Akzeptanzkriterien ausgerichte t, vermittelt keine eigen­

ständige n Qualifikationen und en tsprechenden Zertifi­

kate und verlängert deshalb ledig lich die Ausbildungs­

phase . 

• Ind iv iduell benachteiligte Jugendliche können - wenn 

überhaupt - nur mi t erheblichem (sozialpädagogischen) 

Aufwand in eine betriebliche Ausbildung in tegriert wer­

den. Dennoch brechen sie die Ausbildung häufig ab und 

gelten da nn auf dem Arbeitsmarkt als .. Ungelernte bzw. 

Unqualifizierte". Leistungsstä rkeren Juge ndlichen ver­

mi tte lt der Beru fsa bschluss im dua len System keine n 

Zugang zum tertiären Bildungsbereich und damit kaum 

we iterführende Bildungsmöglichkeiten . 

• Jenseits der sozialpflegerischen und Gesundheitsdienst­

berufe mangelt es vollzeitschulischen beruflichen Aus­

bildungen in Deutschland bisla ng an der gesellschaft­

li chen Anerkennung, wesha lb s ich die meisten Abso l­

ve nten im Anschluss daran um eine betri ebliche Aus­

bildung bewerben. 

Die in diesem vertikal wie auch horizontal nicht integrier­

ten und intransparenten System Gestrandeten bilden heute 

den "harten Kern" der sog. Ungelernten oder Unqualifi­

zierten, die am Arbeitsmarkt kaum noch eine Chance ha­

ben . Sie we rden mit hoher Wahrscheinlichkeit auch von 

den Eingliederungsangeboten des neuen Sofortprogramms 

der Bundesreg ierung gegen Jugendarbeits los igkeit ka um 

erreicht werden können. 

Reformnotwendigkeiten 

Reformnotwendigkeiten für das (berufli che) Bildungssy­

stem ergeben sich vorrangig aus dem Blickwinkel der lern ­

schwächeren oder sog. benachteilig ten Jugendlichen, die 

wie dargestellt - zunehmend aus dem regulären Bildungs­

system hera us fa ll en , wä hrend g leichze it ig ihre Za hl 

wächst. Aber a uch für die Leistungsfähige ren im dua len 

Ausbildungssys tem wären eine höhere Transparenz und 

vor allem die Durchlässigkeit des Bildungssystems wün ­

schenswert. 

Vor diesem Hintergrund sind die folgenden "Eckpfeiler" des 

dualen Konzepts der Berufsa usbildung in Deutschland zu 

überprüfen und zu verändern: 

• Die Entlassung von Jugendlichen im Alter von 16 bis 

17 Jahren in die .. Vera ntwortung der Wirtschaft" und 

damit in den Konkurrenzkampf marktüblicher Selekti­

onsmechanismen ist in einer hoch komplexen Gesell ­

schaft , für die Wissen und Informa tion zu zentralen 

Triebkräften geworden sind, nicht mehr zu verantworten 

und durch die Realitä t bereits überholt. Das durch­

schni ttli che Eintrittsalter in eine betriebliche Berufsaus-
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bildung beträgt in Deutschland derzeit 19 Jahre; 7 dies 

als Ergebnis gestiegener Vorbildungen (Abiturienten). 

aber auch einer Vielzahl von problematischen Umwe­

gen und Warteschleifen und zum Nachteil der Jugendli­

chen, die diese Warteschleifen nicht überdauern und 

dann als "Ungelernte" in den Arbeitsmarkt eintreten. 

• Die Ausgliederung der beruflichen Bildung in Deutsch­

land aus dem allgemeinen Bildungssystem wird vor 

dem Hintergrund der neueren Entwicklungen in der Ar­

beitswelt immer fragwürdiger. Denn wenn es zutrifft -

wie vielfach behauptet - , dass die Schlüsselqualifikatio­

nen zum zentralen Angelpunkt der (beruflichen) Bildung 

werden, trifft das für das allgemein bildende Schulwe­

sen ebenso zu wie für die berufliche Bildung. Die Tren­

nung beider Bereiche erschwert zudem die heute - mehr 

denn j e - erforderliche Durchlässigkeit und Transparenz 

des Bildungssystems , und zwar sowohl horizontal wie 

auch vertikal. 

Anmerkungen 

I Vgl. Überlegungen der KMK zur Weiterent­

wicklung der Berufsbildung (verabschiedet 

von der Kultusministerkonferenz am 

23. / 0 . I 998). 5 . 3 

2 Vgl. Bundesministerium für Bi ldung und 

Forschung (Hrsg.): Berufsbildungsbericht 

/998, 5. 95 

3 Vg l. Bundesansta lt für Arbeit : Arbeits­

markt in Zahlen - A usbildungsvermittlung, 

Berichtsjahr I 997198, Tabelle I 2 

4 Vg l. Berufsvorbereitende Maßnahmen der 

Bundesanstalt für Arbeit. Diens tblatc­

Runderlass 42/ 96 

5 Vgl. Bundesministerium für Bildung und 

Forschung (Hrsg .) : Berufsbildungsbericht 

I 998, Tabelle 2/ 3) 

6 Vgl . Petzold, H.-} .. Ein viel zu kurzer 

Blickwinkel von zwölf Monaten : Das Son­

derprogra mm gegen Jugenda rbeits los igkeit 

erreicht den harten Kern kaum. in : Frank ­

hirtet Rundschau vom 3. I 2 . I 998 

7 Bundesministerium für Bildung und For­

schung (Hrsg.) : Berufsbildungs bericht 

1998, S . 55 

8 Vgl. da zu Zukunftskommiss ion der 

Friedrich - Eben -Stiftung. Wirt schaftli che 

Leis tungsfähigkeit. soz ialer Z usammenhalt. 

öko logische Nachhaltigkeit: Drei Z iele -

ein Weg , Bann I 998. S. 201 ff. 

9 Vgl. da zu .. Potsdamer Eckpunkte zur 

Reform der beruflichen Bildung ". in : 

Reformbedarf in der berumchen Bildung, 

Minis terium für Arbeit, Soziales . Ces und­

heil und Frauen (Hrsg.) , Potsdam 1998 

10 Bundesanstalt für Arbeit: Arbeitsmarkt .. .. 

a. a. 0. Tabelle 10.1 
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• Um die individuellen Möglichkeiten der jungen Men­

schen besser berücksichtigen zu können , müssen Be­

rufsabschlüsse stärker als bisher (vertikal) differenziert 

werden , a ll erdings mit voller Durchlässigkeit , sodass 

von j eder Stufe die j eweils nächsthöhere Stufe erreicht 

werden kann. Dies setzt die weitestgehende Integration 

der beruflichen Bildung in das allgemeine Bildungssy­

stem voraus. 

• Für das Angebot einer mit den Tarifpartnern abzustim­

menden beruflichen Startqualifikation im Sinne einer 

Mindestqualifikation für j eden muss der Sozialstaat die 

Garantie übernehmen. Nur auf diese Weise kann ver­

hindert werden, dass immer breitere Kreise von der 

Möglichkeit, einen anerkannten Berufsabschluss zu er­

werben, ausgeschlossen werden. 

• Schließlich muss eine Gleichstellung aller Lernenden im 

Rahmen einer beruflichen Erstausbildung auch im ma­

teriellen Status hergestell t werden, da die zum Teil ho­

hen Ausbildungsvergütungen im dualen System im Ver­

gleich mit dem Schüler-BAFöG und anderen bescheide­

nen Förderungen in den verschiedenen Sonderprogram­

men zu beruflich unsachgemäßen Entscheidungen der 

Jugendlichen führen und unter dem Gesichtspunkt der 

Gerechtigkeit von ihnen nicht verstanden werden. 

Die Rea lisierung der vorstehenden "Reformnotwendigkei­

ten" wäre nur im Rahmen einer Neuordnung des Gesamt­

bereichs schulischer und beruflicher Bildung oberhalb der 

Sekundarstufe I (10 . Kl asse) zu leisten• Dabei wird man 

sich auch in Deutschland - ähnli ch wie in anderen EU ­

Ländern - an den Gedanken gewöhnen müssen, dass be­

triebliche Lernfelder, di e auch im Rahmen staa tli cher 

(schulischer) Verantwortung für die berufliche Bildung er­

ford erlich sind 9 , für den Staat nicht kostenlos sind. Dies ist 

schon heute in einigen Sonderprogrammen und Modell ­

projekten für Benachteiligte der Fall. Um lernschwächeren 

Jugendlichen die Möglichkeit a rbeitsplatznahen Lernens 

einzuräu men, wird ein staatliches Kostenengagement eher 

zum Regelfall werden müssen. 

Vor dem Hintergrund deutscher Traditionen in der beruf­

lichen Bildung bedeutet das ein radikales Umdenken. In ei­

ner Langfristperspektive , die sich Politik heute (l eider) 

kaum noch leisten kann , würde sich das aber sicherli ch 

"auszahlen". Denn die Altnachfrage, d. h. der Anteil der Ju ­

gendlichen, die aus früheren Jahrgängen auf dem Wege zu 

einem Berufsabschluss erfolglos geblieben sind , beträgt 

heute bundesweit bereits 40 Prozent der jeweils aktuellen 

Gesamtnachfrage nach einem Ausbildungsplatz im dualen 

System. '0 • 


